
ISSN 2941-1149 | 31 (2026) 1 | S. 6–21

Abhandlung 

Die Menschenwürde als Grenze der Vollautomatisierung des 

Verwaltungsverfahrens – Formelle Betrachtungen 

Charlotte Langer1 

1Universität Leipzig 

Inhaltsübersicht 

I. Einleitung 

II. Die Menschenwürde als 
fundamentales 
Rechtsprinzip des 
Verwaltungsverfahrens 

III. Anhörungs- und 
Begründungserfordernisse 
im Einzelnen 

IV. Anhörung und Begründung 
durch LLMs 

V. Fazit 

Vita 

Zitation: 
Charlotte Langer, Die Menschenwürde als 
Grenze der Vollautomatisierung des 
Verwaltungsverfahrens, in: MRM 31 (2026) 1, 
S. 6–21. 
https://doi.org/10.60935/mrm2026.31.1.35. 
Eingereicht: 13.02.2026 
Akzeptiert: 02.04.2026 
Publiziert: 13.08.2026 

Urheberrecht: 
Alle Rechte liegen bei den Autor:innen. 
Copyright-Jahr 2026. 
Soweit nicht anders gekennzeichnet, ist 
dieses Werk unter einem Creative-Commons 
-Lizenzvertrag Namensnennung 4.0 lizenziert. 
Dies gilt nicht für Zitate und Werke, die 
aufgrund einer anderen Erlaubnis genutzt 
werden. 

Abstract 
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tungsverfahrensrechts, deren Automatisierung durch sprach- 
verarbeitende Algorithmen technologisch realisierbar sein 
könnte. Zentrale Fragestellung ist, ob gegen ein solches Vor- 
haben grundsätzliche verfassungsrechtliche Bedenken, insbe- 
sondere durch die Menschenwürdegarantie, sprechen. Hierzu 
wird zunächst das Verwaltungsverfahren, insbesondere hin- 
sichtlich kommunikativ-argumentativer Verfahrensschritte, 
auf seine menschenrechtlichen Dimensionen untersucht. An- 
schließend wird geprüft, inwieweit diesen Dimensionen durch 
sprachverarbeitende Algorithmen in einem vollautomatisier- 
ten Verwaltungsverfahren Rechnung getragen werden kann. 
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I. Einleitung 

Die sogenannte „Künstliche Intelligenz“ 
(KI) ist das neue große Schlagwort in Wirt- 
schaft und Verwaltung. Neben vollmundi- 
gen Versprechungen und schillernden Zu- 
kunftsfantasien löst die Entwicklung aber 
auch Verunsicherung und Ängste aus: un- 
durchsichtige Prozesse führen zu schein- 
bar objektiven, schwer zu widerlegenden 
Ergebnissen, Verantwortlichkeiten und 
Anfechtungsmöglichkeiten bleiben unklar, 
offensichtliche Fehler bleiben unbemerkt, 
und nicht zuletzt kommen KI-Systeme mit 
einem schier unersättlichen Datenhunger 
daher. Dem gegenüber stehen enorme Effi- 
zienzgewinne, schnellere und einheitliche- 
re Prozesse und passgenaue Ergebnisse, 
die sich Entwickler*innen und Anwen- 
der*innen von fortschrittlichen Systemen 
versprechen. Naturgemäß werden poten- 
zielle Anwendungsmöglichkeiten auch im 
öffentlichen Sektor, namentlich in Verwal- 
tung und Rechtsprechung, ausgelotet.1 

1 Der öffentliche Diskurs in der Rechtswissen- 
schaft scheint sich dabei bislang auf die Automa- 
tisierung der Rechtsprechung zu konzentrieren, s. 
etwa Lydia Wolff, Algorithmen als Richter: verfas- 
sungsrechtliche Grenzen entscheidungstreffen- 
der Rechtsgeneratoren in der Rechtsprechung, 
Diss. 2022; David Nink, Justiz und Algorithmen, 
2021; Dana Burchardt, Künstliche Intelligenz in 
der Justiz und ihre Auswirkungen auf die rich- 
terliche Unabhängigkeit, in: Der Staat 63 (2024), 
S. 595–618. Dieser deutliche Fokus überrascht, 
da die überragende Bedeutung des Justizsystems 
einschließlich seiner menschlichen Komponen- 
ten – Empathie, Fähigkeit zu komplexen Wer- 
tungs- und Abwägungsvorgängen, Beurteilung 
menschlichen Verhaltens, Anerkennung mensch- 
licher Fehlbarkeit – einer Automatisierung nor- 
mativ weitgehend entgegensteht. In der Verwal- 
tung hingegen sind die Argumente gegen weitrei- 
chende Automatisierung deutlich abgeschwächt. 
Insbesondere werden hier oft Massenverfahren 
bearbeitet, die ohne größere Entscheidungs- oder 
Beurteilungsspielräume nach festen rechtlichen 
Vorgaben ablaufen. Somit ist hier das größere 
Potenzial für ernsthafte Automatisierungsbemü- 
hungen vorzufinden. 

Angesichts der zunehmenden Herausfor- 
derung öffentlicher Institutionen durch 
wachsende Aufgabenkreise, begrenzte 
Mittel und steigende Erwartungen der 
Bürger*innen an den Staat sind die ver- 
sprochenen Effizienzgewinne durchaus 
attraktiv. Jedoch müssen staatliche Insti- 
tutionen mehr noch als private Vorsicht 
walten lassen, der Effizienz keine unge- 
bührlichen Opfer zu bringen – insbesonde- 
re nicht die Grundrechte zu schleifen. Der 
Rechtswissenschaft fällt dabei auch die 
Aufgabe zu, derartige Entwicklungen kri- 
tisch zu betrachten und immer wieder zu 
fragen: welche Grenzen müssen wir dem 
technisch Möglichen durch das normativ 
Gebotene aufzeigen? 

Die Frage nach der rechtlichen Bewer- 
tung einer Vollautomatisierung von Ver- 
waltungsaufgaben war bisher eine rein 
theoretische. Die bisher üblichen deter- 
ministischen Algorithmen sind auf die 
Verarbeitung von im Voraus festgelegten – 
also vorhersehbaren und kalkulierbaren – 
Datenpunkten beschränkt. Daher war eine 
Automatisierung bislang nur von einfache- 
ren, gesetzlich vollständig determinierten 
Fällen möglich. Dieser Stand der Technik 
spiegelt sich etwa in § 35a VwVfG wider, 
der eine Vollautomatisierung von Verwal- 
tungsentscheidungen auf Fälle ohne Er- 
messens- oder Beurteilungsspielraum be- 
grenzt.2 Insbesondere durch die kürzlich 
erfolgten Durchbrüche in der Entwicklung 
großer Sprachmodelle (Large Language 
Models – LLMs) scheint es nunmehr je- 

2 Eine Gesetzesänderung, um dem fortschreiten- 
den Stand der Technik Rechnung zu tragen, ist 
dabei jedoch nicht ausgeschlossen, siehe etwa 
Mario Martini/David Nink, Subsumtionsautoma- 
ten ante portas? – Zu den Grenzen der Automa- 
tisierung in verwaltungsrechtlichen (Rechtsbe- 
helfs-)Verfahren, in: Deutsches Verwaltungsblatt 
133 (2018), S. 1128–1137; Markus Ludwigs/Anni- 
ka Velling, Der vollständig automatisierte Verwal- 
tungsakt in den Grenzen des Europa- und Verfas- 
sungsrechts, in: VerwArch 2023, S. 71–106 (100). 
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doch durchaus möglich, auch komplexere, 
kommunikative Verfahrensschritte wie 
etwa Anhörungen und Begründungen voll- 
ständig zu automatisieren. Auch komplexe 
oder ungewöhnliche Sachverhalte können 
nun etwa über einen Chatbot oder ein Frei- 
textfeld in einem Onlineformular in das 
System eingespeist und von diesem verar- 
beitet werden. Obwohl die Technik noch 
fehleranfällig und ausbaubedürftig ist, 
zeichnen sich hier doch erhebliche neue 
Horizonte für die Automatisierung von 
Verwaltungsaufgaben ab. Fraglich bleibt 
dabei, ob eine höherrangige Grenze für 
die Automatisierung solcher kommunika- 
tiver Verfahrensschritte bestehen bleibt. 
Namentlich die Menschenwürdegarantie 
könnte diese Wirkung entfalten, gebietet 
sie doch im Kern, dass der Mensch in sei- 
ner Subjektqualität anerkannt und nicht 
zum bloßen Objekt staatlichen Handelns 
degradiert wird. Wie genau sich diese men- 
schenrechtliche Dimension des Verwal- 
tungsverfahrens darstellt und ob sie eine 
unüberwindbare Grenze für eine Vollau- 
tomatisierung mithilfe von LLMs darstellt, 
ist derzeit offen. Dieser Umstand ist sicher- 
lich auch der Tatsache geschuldet, dass die 
Frage bis dato keiner differenzierten Klä- 
rung bedurfte: es konnte schlicht auf die 
technischen Grenzen der Automatisierung 
abgestellt werden und eine eingehende 
Befassung mit ihren normativen Grenzen 
daher unterbleiben. Mit fortschreitender 
Technologie wird eine intensive Auseinan- 
dersetzung mit dieser Frage jedoch nun- 
mehr notwendig. 

Neben Verfahrensfragen wirft die Auto- 
matisierung von Verwaltungsverfahren 
auch grundsätzliche materielle Fragen der 
Menschenwürde auf, da hierbei die Gefahr 
besteht, dass der Mensch nicht als Indi- 
viduum, sondern lediglich als Sammlung 
von Datenpunkten behandelt und damit 

zum bloßen Objekt degradiert wird.3 In 
der Rechtsordnung der Europäischen Uni- 
on wurde dieses Problem bereits erkannt 
und durch die Einführung von Art. 22 
DSGVO angegangen, der – allerdings mit 
weitreichenden Ausnahmen – ein grund- 
sätzliches Abwehrrecht gegen vollauto- 
matisierte Entscheidungen mit Rechtswir- 
kung gegenüber Individuen einräumt,4 

sowie durch Verbote und Vorsichtsmaß- 
nahmen hinsichtlich bestimmter Hochri- 
siko-Anwendungen von fortschrittlichen 
Methoden insbesondere des maschinellen 
Lernens in der KI-Verordnung der EU.5 

Entsprechend hat sich in der internatio- 
nalen rechtswissenschaftlichen Literatur 
ein lebhafter Diskurs um ein mögliches 
Recht auf eine menschliche Entscheidung 
entsponnen – in Verwaltungs- wie auch in 
Strafverfahren.6 Jenseits des materiellen 

3 Hierzu ausführlich Mireille Hildebrandt, Privacy 
as Protection of the Incomputable Self: From Ag- 
nostic to Agonistic Machine Learning, in: The- 
oretical Inquiries in Law 2019, S. 83–121; Mar- 
got Kaminski, Binary Governance: Lessons from 
the GDPR’s Approach to Algorithmic Account- 
ability, in: Southern California Law Review 2019, 
S. 1529–1616 (1541 ff.). 

4 Vgl. etwa Ludwigs/Velling (Fn. 2), S. 85 ff.; kri- 
tisch Reuben Binns/Michael Veale, Is that your fi- 
nal decision? Multi-stage profiling, selective ef- 
fects, and Article 22 of the GDPR, in: Interna- 
tional Data Privacy Law 11 (2021), S. 319–332; 
Lilian Edwards/Michael Veale, Slave to the Al- 
gorithm? Why a ’Right to an Explanation’ Is 
Probably Not the Remedy You Are Looking For, 
in: Duke Law & Technology Review 16 (2017), 
S. 18–84; Francesca Palmiotto, When Is a Deci- 
sion Automated? A Taxonomy for a Fundamen- 
tal Rights Analysis, in: German Law Journal 25 
(2024), S. 210–236. 

5 S. hierzu etwa Melanie Fink/Michèle Finck, 
Reasoned A(I)dministration: explanation require- 
ments in EU law and the automation of public 
administration, in: European Law Review 47 
(2022), S. 376–392. 

6 S. etwa Wolff (Fn. 1); Frank Pasquale, A Rule of 
Persons, Not Machines: The Limits of Legal Au- 
tomation, in: The George Washington Law Review 
87 (2019), S. 1–55; Aziz Z. Huq, A Right to a Hu- 
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Problems der eigentlichen Entscheidung 
wirft die Verfahrensautomatisierung aber 
auch formelle Fragen hinsichtlich des Pro- 
zesses der Entscheidungsvorbereitung, 
Entscheidungsfindung, Aufbereitung und 
Mitteilung an den oder die Betroffene*n 
auf, die bisher wenig Beachtung gefunden 
haben. Der vorliegende Beitrag widmet 
sich daher den formellen Aspekten der Au- 
tomatisierung des Verwaltungsverfahrens 
im Lichte der Menschenwürde. 

Hieraus ergibt sich die zentrale Forschungs- 
frage, die im Folgenden untersucht wer- 
den soll: Welche menschenrechtlichen 
Dimensionen hat das Verwaltungsverfah- 
rensrecht, insbesondere hinsichtlich der 
Achtung der Menschenwürde durch An- 
hörungs- und Begründungspflichten, und 
kann diesen Dimensionen hinreichend 
Rechnung getragen werden, wenn Verwal- 
tungsverfahren mittels LLMs vollständig 
automatisiert werden? 

Der Beitrag beginnt mit einer Untersu- 
chung des Menschenwürdeprinzips im 
Verwaltungsverfahren. Er geht dabei nicht 
streng dogmatisch vor, sondern nähert 
sich dem Menschenwürdebegriff auf einer 
Metaebene unter Rückgriff auf Kategorien 
sowohl des Verfassungs- als auch des Uni- 
onsrechts sowie auf rechtsphilosophische 
Betrachtungen, um die Breite des Men- 
schenwürdebegriffs zu erfassen. Es folgt 
eine Untersuchung einzelner Verfahrens- 
schritte auf menschenrechtlich relevante 
Dimensionen, insbesondere hinsichtlich 
der Menschenwürde. Eine solche Dimensi- 
on könnte sich ergeben aus (1) Reziprozität 
(Subordination nur unter eine Gewalt, die 

man Decision, in: Virginia Law Review 106 (2020), 
S. 611–688; Burkhard Schafer, Can one be just 
without being human? Legal AI and the quest 
for executable justice, in: Bijan Fateh-Mogha- 
dam et al. (Hrsg.), Transformative Technologien: 
Wechselwirkungen zwischen technischem und 
rechtlichem Wandel, 2021, S. 119–152. 

das volle Ausmaß der Gewaltausübung we- 
gen grundsätzlicher Rollenaustauschbar- 
keit nachvollziehen kann); (2) Fähigkeit 
zur Empathie (Verständnis für bestimmte 
Situationen sowie Bedeutung und Trag- 
weite der Verwaltungsentscheidung); (3) 
Argumentation (ebenbürtiger Austausch 
unterschiedlicher Rechtsansichten als 
demokratisch und rechtsstaatlich unver- 
zichtbares Element). Anhand der erarbei- 
teten Konzeption geht der Beitrag sodann 
der Frage nach, ob dieser Dimension auch 
dann Genüge getan werden kann, wenn 
das Verwaltungsverfahren vollständig au- 
tomatisiert wird, insbesondere wenn An- 
hörungen und Begründungen durch LLMs 
durchgeführt werden. 

II. Die Menschenwürde als 

fundamentales 

Rechtsprinzip des 

Verwaltungsverfahrens 

1. Der Menschenwürdebegriff auf 

nationaler und völkerrechtlicher 

Ebene 

Die Menschenwürde als Rechtsprinzip 
zeichnet sich durch eine gewisse Paradoxi- 
tät aus: einerseits ist sie als Grundlage der 
Menschenrechte insbesondere im deut- 
schen Verfassungsrecht, aber auch auf 
völkerrechtlicher und unionsrechtlicher 
Ebene einhellig anerkannt, andererseits 
entzieht sie sich trotz dieser herausragen- 
den Bedeutung einer konsensfähigen, po- 
sitiven Definition. Im Folgenden werden 
die Definitionen und Begriffe der verschie- 
denen Ebenen einer Gesamtbetrachtung 
unterzogen, um dem hier verfolgten An- 
satz einer rechtsphilosophischen Meta- 
Perspektive gerecht zu werden. Es sei je- 
doch darauf hingewiesen, dass im kon- 
kreten Anwendungsfall genau zu prüfen 
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ist, welcher Definitionsansatz der Men- 
schenwürde und welche Begrifflichkeiten 
zu ihrer Konkretisierung heranzuziehen 
sind.7 

In der nationalen Rechtsprechung wird 
auf einen negativen Definitionsansatz zu- 
rückgegriffen, der die Menschenwürde 
von ihrer Verletzung her betrachtet und 
dogmatisch umgrenzt.8 Das Bundesver- 
fassungsgericht (BVerfG) bedient sich da- 
bei zumeist der bekannten Objektformel: 
die Menschenwürde erfordert, dass der 
Mensch nicht zum bloßen Objekt staatli- 
chen Handelns gemacht wird.9 Wo genau 
die Grenze der Objektifizierung verläuft, 
lässt sich jedoch selten genau festlegen 
und bleibt oft abhängig von den Umstän- 
den des jeweiligen Einzelfalles. Meist wird 
sie ins Verhältnis zur freien Selbstbestim- 
mung und Autonomie des Menschen ge- 
setzt, wobei eine Objektifizierung dann 
vorliegt, „wenn dem Menschen die Freiheit 
zum selbstbestimmten Handeln genom- 
men und er unter Zwang in völliger Abhän- 
gigkeit den Interessen anderer Menschen 
unterworfen wird.“10 Zur Konkretisierung 
des Menschenwürdegehalts dienen so- 
dann die im Grundgesetz nachfolgenden 
Grundrechte, welche in ihrer Gesamtheit 
Ausdruck der Menschenwürdeachtung des 

7 Insbesondere ist zu prüfen, ob die Rechtsmaterie 
der KI-Nutzung durch den EU AI Act derart uni- 
onsrechtlich determiniert ist, dass sich die weite- 
re rechtliche Analyse an den unionsrechtlichen, 
statt an den grundrechtlichen Maßstäben zu ori- 
entieren hat. Dieses Problem wird im vorliegen- 
den Beitrag bewusst ausgespart, um den Blick auf 
die philosophische Ebene unverstellt zu lassen. 

8 Torben Bührer, Das Menschenwürdekonzept der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, 2020, 
S. 111 ff., 288 ff. 

9 Etwa BVerfGE 101, 397 (405); BVerfGE 9, 89 (95). 
10 Homaira Jafari-Kammann, Künstliche Intelli- 

genz und Menschenwürde: Untersuchungen im 
Umfeld von Mensch-Maschine-Interaktionen, 
2025, S. 91. 

Grundgesetzes sind. Jedem Grundrecht 
wohnt damit ein Kern der Menschenwür- 
de inne, der der Abwägung gegen andere 
Belange nicht zugänglich ist.11 

Wie das Grundgesetz stellt auch die Grund- 
rechtecharta der EU12 (GrCh) die Men- 
schenwürde als unantastbare Vorausset- 
zung und Begründung eines grundrecht- 
lich gebundenen Rechtssystems an den 
Beginn eines Katalogs an Freiheits- und 
Gleichheitsrechten. Sie wird ebenfalls 
nicht genauer umschrieben, dient jedoch 
als Kern und zentrale Voraussetzung der 
nachfolgenden Rechte. 

In der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention13 (EMRK) wird die Menschenwür- 
de nicht ausdrücklich erwähnt; sie ist 
aber nach einhelliger Meinung Voraus- 
setzung, Fundament und Kernidee der in 
der Konvention verbrieften Rechte. Dem- 
nach kommt der Menschenwürde, obwohl 
sie in der EMRK nicht ausdrücklich als 
eigenständiges Menschenrecht genannt 
ist, ein eigenständiger Schutzbereich zu, 
der von den Mitgliedstaaten zu achten 
und zu schützen ist.14 Zur Menschenwür- 
de als Grundprinzip im innerstaatlichen 
Verwaltungsverfahren schweigt die EMRK. 
Zwar schreibt sie in Art. 6 EMRK ein Recht 
auf ein faires Verfahren fest; dieses be- 
zieht sich jedoch ausdrücklich nur auf das 
gerichtliche Verfahren in Zivil- und Straf- 

11 Eingehend hierzu Mathias Hong, Menschenwür- 
de und abwägungsfeste Rechte, in: NJW 2024, 
S. 2815–2822. 

12 Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
vom 8.10.2008, BGBl. 2008 II, S. 1165. 

13 Europäische Menschenrechtskonvention vom 
4.11.1950, BGBl. 1952 II, S. 685. 

14 Mit Darlegung der Kritik an dieser Interpretation: 
Bührer (Fn. 8), S. 320 ff. 
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sachen und ist auch nicht analog auf das 
Verwaltungsverfahren anwendbar.15 

In der Rechtsphilosophie ist das Prinzip 
der Menschenwürde ähnlich universell 
anerkannt, aber umstritten in seinem kon- 
kreten Aussagehalt.16 Zum einen wird sie 
als auf Reziprozität gegründeter, allge- 
meiner Achtungsanspruch bezeichnet, 
der allen Menschen allein aufgrund ih- 
res Menschseins innewohnt.17 Die Rezi- 
prozität gründet sich dabei in Gleichur- 
sprünglichkeit: dem Gedanken, „dass die 
Existenz zweier Entitäten so miteinander 
verknüpft ist, dass die eine nur existie- 
ren kann, wenn auch die andere existiert, 
und umgekehrt.“18 Demnach stützt und 
bedingt die Würde des einen Menschen 
zugleich die Würde des nächsten, sodass 
die Menschenwürde zum „Eckpfeiler ei- 
nes ethischen und rechtsstaatlichen Sys- 
tems“19 wird. Daraus folgt ein Gegensei- 
tigkeitsprinzip, welches sich in verfah- 
rensrechtlichen Beteiligungsrechten als 
kommunikatives Mittel von Mensch zu 
Mensch niederschlägt.20 Zum anderen 
wird der Aspekt der Selbstbestimmung 
über eigenen Interessen betont: „Die inne- 
re, unveränderliche Eigenschaft der gro- 
ßen Menschenwürde ist die Eigenschaft 

15 Frank Meyer, in: Ulrich Karpenstein/Franz C. May- 
er (Hrsg.), EMRK-Kommentar, 3. Auflage, 2022, 
Art. 6, Rn. 13. 

16 Eingehend zu verschiedenen Strömungen und 
Überlegungen der Rechtsphilosophie: Dietmar 
Pfordten, Menschenwürde, 2. Auflage, 2023. 

17 John Tasioulas, The Rule of Algorithm and the 
Rule of Law, in: Christoph Bezemek et al. (Hrsg.), 
Vienna Lectures on Legal Philosophy, Band 3: 
Legal Reasoning, 2025, S. 17–39 (36 f.). 

18 Jafari-Kammann (Fn. 10), S. 93. 
19 Ibid. 
20 Zur zentralen Bedeutung der Gegenseitigkeit im 

Rechtsverkehr vgl. Kiel Brennan-Marquez/Ste- 
phen Henderson, Artificial Intelligence and Role- 
Reversible Judgment, in: Journal of Criminal Law 
and Criminology 109 (2019), S. 137–164. 

der tatsächlichen oder wenigstens potenti- 
ellen Selbstbestimmung über die eigenen 
Belange, das heißt die Bestimmung der 
eigenen Belange primärer bzw. niederer 
Stufe durch die Wünsche und Ziele zweiter 
bzw. höherer Stufe. Ein wesentlicher Teil 
unseres Selbstverständnisses beruht auf 
dieser Selbstbestimmung über unsere ei- 
genen Belange.“21 

Als zentrale Eckpfeiler der Menschenwür- 
de lassen sich somit individuelle Selbstbe- 
stimmung und Reziprozität festhalten. 

2. Die Menschenwürde im 

Verwaltungsverfahren 

Entsprechend nimmt die Menschenwürde 
auch im Verwaltungsverfahren eine wich- 
tige, aber oft unscharfe Rolle ein. Die kon- 
kreten Vorgaben der Menschenwürdega- 
rantie für das Verwaltungsverfahren sind 
wenig ausgeformt, wohl weil sie bisher in 
rechtsdogmatischen Untersuchungen und 
Argumentationen eine unterstützende Rol- 
le für greifbarere, praktische Erwägungen 
wie die oben ausgeführten einnahm. In der 
Rechtsprechung des BVerfG wird auf sie 
verwiesen, um die Bedeutung etwa des An- 
hörungserfordernisses herauszustreichen, 
ohne dass jedoch die konkreten Konturen 
der Menschenwürde selbst hervortreten.22 

Auch die Objektformel des BVerfG ist in der 
rechtswissenschaftlichen Analyse wenig 
trennscharf – schließlich beinhaltet jede 
staatliche Einwirkung auf den oder die 
Bürger*in eine Subordinationserwartung, 
die der oder die Betroffene als Objektifi- 
zierung wahrnehmen könnte. Auch in der 
Literatur wird etwa das Anhörungserfor- 
dernis als zentrale Forderung eines men- 
schenwürdigen Verwaltungsverfahrens 

21 Pfordten (Fn. 16), S. 56. 
22 BVerfGE 7, 53 (57); 7, 275 (279); 9, 89 (95); 101, 397 

(405). 
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anerkannt, ohne dass dessen Vorausset- 
zungen und Gestaltung näher beleuchtet 
werden.23 

Im Lichte der obigen Ausführungen kann 
jedoch konkretisiert werden, dass auch 
im Verwaltungsverfahren ein Minimum 
erstens an Reziprozität und Ebenbürtig- 
keit und zweitens an Selbstbestimmung 
notwendig ist, um der Menschenwürde 
gerecht zu werden. Freilich kann diesen 
Belangen nicht unumschränkt Genüge ge- 
tan werden, ohne die Funktion des Verwal- 
tungsverfahrens als Interessenausgleich 
zwischen Individualinteressen und Ge- 
meinwohlbelangen gänzlich aufzugeben. 
Jedoch gebietet die Menschenwürde zu- 
mindest, dass dem betroffenen Individu- 
um argumentativ auf Augenhöhe begegnet 
wird, dass ihm die Möglichkeit eingeräumt 
wird, auf den Ausgang des Verfahrens Ein- 
fluss zu nehmen, seine Interessen hinrei- 
chend darzustellen und argumentativ zu 
verteidigen.24 Aber auch in der Bestim- 
mung der Gemeinwohlbelange übt die 
Menschenwürde als Determinante und 
Voraussetzung eines rechtsstaatlichen 
Systems indirekten Einfluss aus, müssen 
diese doch durch das Zusammenspiel aller 
selbstbestimmten Bürger*innen ausgehan- 
delt und weiterentwickelt werden. 

23 S. etwa Eberhard Schmidt-Aßmann, Das allgemei- 
ne Verwaltungsrecht als Ordnungsidee: Grund- 
lagen und Aufgaben der verwaltungsrechtlichen 
Systembildung, 2. Auflage, 2004, S. 67. 

24 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle ihrem Kol- 
legen Lukas Claes für fruchtbaren Austausch zum 
kommunikativ-argumentativen Aspekt des Ver- 
waltungsverfahrens. 

III. Anhörungs- und Begrün- 

dungserfordernisse im 

Einzelnen 

Zentraler Ausdruck dieses kommunikati- 
ven, reziproken Ansatzes der Menschen- 
würde im Verwaltungsverfahren sind vor 
allem Anhörungs- und Begründungspflich- 
ten. Diese dienen dazu, der Objektifizie- 
rung des oder der Einzelnen durch staatli- 
ches Handeln auf unterschiedlichen Ebe- 
nen entgegenzuwirken. Sie werden daher 
im Folgenden eingehender untersucht. 

1. Rechtlicher Rahmen 

Der rechtliche Rahmen für Anhörungs- 
und Begründungspflichten im Verwal- 
tungsverfahren wird im nationalen Recht 
durch § 28 Abs. 2 Nr. 4 Alt. 3 VwVfG (Anhö- 
rung) bzw. § 39 Abs. 2 Nr. 3 Alt. 2 VwVfG 
(Begründung) sowie die entsprechenden 
landesrechtlichen Vorschriften, auf Uni- 
onsebene insbesondere durch Art. 41 Abs. 
2 lit. a (Anhörung) und c (Begründung) 
GRCh abgesteckt. Hinsichtlich der Au- 
tomatisierung kommen zudem spezielle 
unionsrechtliche Vorgaben zum Tragen, 
insbesondere Art. 22 DSGVO und die Vor- 
gaben der KI-Verordnung. 

Die Voraussetzungen beider Tatbestän- 
de im VwVfG laufen weitgehend parallel: 
demnach kann unter anderem sowohl von 
einer Anhörung als auch von einer Begrün- 
dung abgesehen werden, wenn die Behör- 
de einen Verwaltungsakt mithilfe automa- 
tischer Einrichtungen erlassen will und 
es der Anhörung bzw. Begründung nach 
den Umständen des Einzelfalles nicht be- 
darf. Hier ist zu unterstreichen, dass bei 
Vollautomatisierung komplexerer Fälle 
nicht davon ausgegangen werden kann, 
dass Anhörung und Begründung nach den 
Umständen des Einzelfalles nicht geboten 
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seien. Die Formulierung dieser Ausnah- 
metatbestände geht auf eine Zeit zurück, 
in der der Erlass von Verwaltungsakten 
mit automatischen Einrichtungen nach 
dem Stand der Technik nur für einfachere, 
rechtlich vollständig determinierte Fälle 
denkbar war – man denke etwa an Steuer- 
bescheide. Solche Fälle dürften in der Tat 
häufig keiner Anhörung oder Begründung 
bedürfen. Hinsichtlich der Anhörung kann 
in derartigen Fällen regelmäßig ausge- 
schlossen werden, dass eine Anhörung die 
zu treffende Entscheidung in irgendeiner 
Weise beeinflussen kann, da letztere be- 
reits vollständig durch das Gesetz determi- 
niert ist. Die Gründe für die Entscheidung 
ergeben sich aus dem Gesetz; mangels 
Beurteilungs- oder Ermessensspielraum 
sind genauere Ausführungen etwa zu Ab- 
wägungsprozessen nicht notwendig. Soll- 
ten künftig jedoch auch komplexere Fälle 
in eine automatisierte Bearbeitung über- 
führt werden, können diese Überlegungen 
nicht mehr standhalten. Sowohl in sachli- 
cher Hinsicht zur Sachverhaltsaufklärung 
(Anhörung) und zur Nachvollziehbarkeit 
und Anfechtbarkeit (Begründung) als auch 
durch die Menschenwürde dürften Anhö- 
rung und Begründung unerlässlich sein.25 

2. Die Anhörung 

Die Anhörung erfüllt im Verwaltungsver- 
fahren zunächst eine praktische Funktion: 
die der Aufklärung des Sachverhalts. Der 
oder die betroffene Bürger*in ist zumeist 
am besten aufgestellt, relevante Informa- 
tionen zu sammeln und der Behörde mitzu- 
teilen. Die Anhörung trägt damit erheblich 
dazu bei, dass die zu treffende Entschei- 
dung der Behörde auf einer fehlerfreien 
Tatsachenbasis beruht, und dient damit 
einer zentralen Vorgabe des Rechtsstaats- 
prinzips. 

25 So auch Ludwigs/Velling (Fn. 2), S. 89 ff. 

Neben der Einholung objektiver Fakten 
bietet die Anhörung jedoch auch Gelegen- 
heit, die Rechtsansicht des oder der Bür- 
ger*in darzustellen und damit nicht nur 
auf Tatsachen-, sondern auch auf Rechts- 
folgenebene Einfluss auf die behördliche 
Entscheidung zu nehmen – wenngleich 
dieser Einfluss oft weniger erheblich aus- 
fallen dürfte, als es sich der oder die be- 
troffene Bürger*in erhofft. Dennoch ist 
dies eine zentrale Stellschraube, um der 
Behandlung des oder der Einzelnen als Ob- 
jekt entgegenzuwirken. Die Möglichkeit 
zur Mitwirkung und zur Beeinflussung des 
Verwaltungsverfahrens im eigenen Sinne 
impliziert, dass der oder die Betroffene 
als eigenständiges Subjekt mit eigenen 
Moralvorstellungen und Rechtsansichten 
wahrgenommen und anerkannt wird, und 
wirkt damit dem Subordinationsverhältnis 
zwischen Bürger*in und Staat zumindest 
teilweise entgegen. Der oder die Bürger*in 
erhält dadurch Selbstwirksamkeit: die Fä- 
higkeit zur Einflussnahme auf das eigene 
Schicksal. Diese Bedeutung unterstreicht 
auch das BVerfG regelmäßig.26 Insoweit ist 
das Anhörungserfordernis auch Ausdruck 
des Reziprozitätsgedankens – der gegen- 
seitigen Anerkennung und des Respekts 
gegenüber dem oder der Bürger*in als 
ebenbürtiger, selbstbestimmter Mensch. 
Obwohl notwendigerweise ein strukturel- 
les Ungleichgewicht zwischen Bürger*in 
und Verwaltungsmitarbeiter*in besteht, 
indem Letztere*r kraft seines oder ihres 
Amtes mit der Entscheidung über einen 
Lebensbereich der oder des Ersteren be- 
traut ist, signalisiert die Anhörung die 
Anerkennung des eigenständigen, rational 
denkenden Gegenübers. Für den oder die 
Bürger*in dient die Anhörung dazu, die ei- 
gene Position verständlich zu machen und 
an menschliche Instinkte zu appellieren, 
um Verständnis und Mitgefühl zu gene- 

26 S. etwa BVerfGE 9, 89 (95); 65, 171 (174); 101, 397 
(405). 
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rieren – das erhöht umgekehrt auch das 
Verständnis von Bürger*innen für mensch- 
liche Fehler in der Behörde, welches bei 
algorithmischen Entscheidungen deutlich 
geringer ausgeprägt ist.27 Insoweit hat die 
Anhörung auch eine empathische Dimen- 
sion, indem die Vorstellungen, Ziele und 
Werte des Gegenübers mit den eigenen 
abgeglichen und auf ihre Nachvollziehbar- 
keit hin überprüft werden können.28 

3. Die Begründung 

Die Begründungspflicht für Verwaltungs- 
entscheidungen erfüllt zunächst mehrere 
praktische Funktionen. Sie dient zunächst 
als Selbstkontrolle der Verwaltung, in- 
dem sie den oder die Sachbearbeiter*in 
zur kritischen Reflexion der Entscheidung 
zwingt.29 Weiterhin macht sie die Tatsa- 
chengrundlage, Beweggründe und Abwä- 
gungsvorgänge sichtbar und nachvollzieh- 
bar: einerseits für den oder die Betroffe- 
ne*n der Entscheidung selbst, anderer- 
seits für Widerspruchsinstanz und Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit, wenn die Entschei- 
dung angefochten wird.30 Nur so können 
Bürger*in und Überprüfungsinstanzen si- 
cherstellen, auf welche Tatsachen- und 
Rechtsgrundlage die Verwaltung ihre Ent- 
scheidung gestützt hat, wie unterschied- 
liche Belange und Interessen gewichtet 
wurden und wie Abwägungsergebnisse er- 
reicht wurden. Diese Informationen sind 

27 Amnon Reichman/Giovanni Sartor, Algorithms 
and Regulation, in: Hans-Wolfgang Micklitz et al. 
(Hrsg.), Constitutional Challenges in the Algorith- 
mic Society, 2022, S. 131–181 (161). 

28 Zur Rolle der Empathie im Verwaltungsverfahren: 
Sofia Ranchordás, Empathy in the Digital Admin- 
istrative State, in: Duke Law Journal 71 (2022), 
S. 1341–1389. 

29 David Roth-Isigkeit, Die Begründung des vollstän- 
dig automatisierten Verwaltungsakts, in: DÖV 
2020, S. 1018–1026 (1019). 

30 Ibid. 

zunächst für die rechtliche Bewertung der 
Entscheidung unerlässlich. Daneben hat 
die Begründung auch eine psychologische 
Funktion: der Mensch akzeptiert eine für 
ihn ungünstige Entscheidung eher, wenn 
die Gründe für diese Entscheidung dar- 
gelegt werden.31 Darüber hinaus ist die 
Begründungspflicht auch Ausdruck der 
Menschenwürdeachtung, indem sie wie- 
derum den oder die Bürger*in als ebenbür- 
tiges Subjekt anerkennt, das nicht blind 
zum Objekt staatlicher Machteinwirkung 
gemacht werden darf. So gebietet es die 
Selbstbestimmung und Autonomie, dass 
im Falle staatlicher Zwangseinwirkung im- 
merhin die Gründe für die aufgezwungene 
Einschränkung der freien Selbstbestim- 
mung dargelegt werden. Bestenfalls führt 
dies bei dem oder der Betroffenen zu der 
Einsicht, dass die Einschränkung seiner 
oder ihrer Freiheit nach demokratischen 
Maßstäben für nachvollziehbare Belange 
des Gemeinwohls notwendig ist. Zumin- 
dest aber ist es Ausdruck der Anerken- 
nung als ebenbürtiges, selbstbestimmtes 
Subjekt, das sein Handeln rational nach 
begründeten Handlungsrahmen auszu- 
richten vermag.32 Zudem demonstriert 
die Begründung die Verantwortlichkeit 
und Rechenschaft des oder der Entschei- 
der*in: den Willen, für die Entscheidung 
einzustehen und sie als richtig zu verteidi- 
gen. Die Begründung ist damit in gewisser 
Weise Fortsatz und Abschluss des mit der 
Anhörung begonnenen kommunikativ-ar- 
gumentativen Aushandlungsprozesses. 

31 Mario Martini, Blackbox Algorithmus – Grund- 
fragen einer Regulierung Künstlicher Intelligenz, 
2019, S. 189 f. 

32 Roth-Isigkeit (Fn. 29), S. 1024. 
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4. Zwischenfazit: Anhörungs- und 

Begründungspflichten als Ausdruck 

der Menschenwürde im 

Verwaltungsverfahren 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, 
dass Anhörungs- und Begründungspflich- 
ten im Verwaltungsverfahren sowohl prak- 
tischen als auch immateriellen Bedürf- 
nissen dienen. Beide Ansätze sind neben 
ihren sachlichen Funktionen auch Aus- 
druck der Subjektqualität des oder der 
Bürger*in, der oder die zwar eventuell 
nachteilige Verwaltungsentscheidungen – 
und damit staatliche Zwangseinwirkung 
– hinnehmen muss, aber auch in dieser 
Situation ein Mindestmaß an Beteiligung 
und Rücksichtnahme einfordern kann. 
Anhörungs- und Begründungspflichten 
sind damit auch Ausdruck der Ebenbürtig- 
keit und Reziprozität zwischen Menschen 
– der Staat soll dem oder der Bürger*in 
nicht als gesichtsloser Apparat gegenüber- 
stehen, sondern als fairer Wächter über 
das Gemeinwohl, welches durch die Ge- 
samtheit an selbstbestimmten Individuen 
determiniert ist. Die Achtung des oder 
der Bürger*in als selbstbestimmtes, auto- 
nomes Subjekt gebietet daher, ihm oder 
ihr ein Mindestmaß an Einfluss auf sein 
oder ihr eigenes Schicksal zu gewähren, 
indem ihm oder ihr Gelegenheit zur Stel- 
lungnahme gewährt und die Gründe der 
Entscheidung dargetan werden. Hierbei 
zeigt sich auch, dass das Rechtsstaatsprin- 
zip seinen primären Fokus nicht auf Effizi- 
enz legt: Anhörungen und Begründungen 
erfordern Zeit und Aufwand von Verwal- 
tungsmitarbeitenden, stellen aber den- 
noch einen unverzichtbaren Bestandteil 
eines fairen Verfahrens dar. Gleichwohl 
sind Anhörung und Begründung nicht in 
jedem Falle unverzichtbar. Die vorhande- 
nen Ausnahmetatbestände zeigen, dass 
diese Vorgaben durchaus einer Abwägung 
gegen andere Belange wie Effizienz, zügige 

Verfahrensdurchführung oder Eilbedürf- 
tigkeit zugänglich sind. In den rechtlichen 
Kategorien des Grundgesetzes führt dies 
zu dem Schluss, dass Anhörung und Be- 
gründung im Verwaltungsverfahren zwar 
Ausdruck der Menschenwürde sind, aber 
nicht zu deren abwägungsfestem Kern ge- 
hören.33 

IV. Anhörung und 

Begründung durch LLMs 

Mit der fortschreitenden technologischen 
Entwicklung stellen sich nun einige Fra- 
gen mit neuer Relevanz. Bislang konn- 
ten die immateriellen Funktionen von 
Anhörungs- und Begründungspflichten 
oft dahinstehen, da bei einer Verletzung 
der entsprechenden Vorschriften schon 
die handfesteren praktischen Funktionen 
unerfüllt blieben: wurde etwa eine An- 
hörung rechtswidrig unterlassen, fehlte 
dem oder der Betroffenen die Gelegenheit 
zur Darstellung wichtiger Tatsachen. Dass 
die Unterlassung gleichzeitig den aus der 
Menschenwürde erwachsenden Anspruch 
auf Beteiligung am Verfahren verletzt, war 
lediglich eine argumentative Verstärkung 
dieser Tatsache.34 Wenn sprachverarbei- 
tende Algorithmen jedoch in der Lage sind, 
in natürlicher Sprache mit Bürger*innen 
zu kommunizieren, stellt sich die Frage: 
ist dies ausreichend für eine rechtmäßige 
Anhörung und Begründung im Verwal- 
tungsverfahren, oder bedarf es dafür einer 
menschlichen Instanz? 

33 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle dem oder 
der Reviewer*in für die aufmerksame Anmerkung 
zu diesem Punkt. 

34 So etwa in BVerfGE 7, 275 (279). 



16 MenschenRechtsMagazin • MRM 31 (2026) 1 • S. 6–21 

1. Erfüllung der Sachebene 

In sachlicher Hinsicht erwecken fort- 
schrittliche Sprachmodelle zumindest den 
äußeren Anschein, kommunikative Aufga- 
ben wie eine Anhörung oder eine Begrün- 
dung durchführen zu können. Sie können 
ein flüssiges Gespräch führen, auf Fragen 
und Hinweise des oder der Gesprächspart- 
ner*in eingehen, Antworten geben oder 
selbst Informationen sammeln und – wenn 
sie vorher entsprechende Anweisungen be- 
kommen haben – eine Position argumenta- 
tiv vertreten. Allerdings handelt es sich da- 
bei stets nur um einen äußeren Anschein: 
um eine mathematisch gestützte Simulati- 
on eines Gesprächs und keine tatsächliche 
Unterhaltung. Algorithmische Sprachmo- 
delle haben kein eigenes Verständnis von 
abstrakten Rechtsbegriffen wie „geboten“, 
„angemessen“ oder „Verhältnismäßigkeit“. 
Sie errechnen Wahrscheinlichkeiten des 
Auftretens bestimmter Wörter oder Wort- 
gruppen in unterschiedlichen Kontexten 
und fabrizieren daraus auf Anfrage einen 
Text, der zwar (im Idealfall) so klingt wie 
die Erwiderung eines menschlichen Ge- 
genübers, aber tatsächlich nicht durch ein 
konzeptionelles Verständnis gedeckt ist. 
Daraus folgt, dass algorithmisch generier- 
te Texte mit einer gewissen Vorsicht zu 
genießen sind: nicht nur enthalten sie oft 
faktische Fehler, sie sind auch mangels 
eines konzeptionellen Wertverständnis- 
ses oft leicht manipulierbar. Dabei lau- 
fen sie auch bei sorgfältiger Programmie- 
rung Gefahr, von einem vorgegebenen 
Skript abzuweichen, wenn nämlich die 
wahrscheinlichste Antwort auf einen von 
dem oder der Nutzer*in gestellten Prompt 
nicht dem einprogrammierten Skript ent- 
spricht.35 Hinzu kommt, dass eine gewisse 
Gefälligkeit in die aktuell am weitesten 

35 In anderen Worten: “They’ll follow their original 
instructions only as long as adhering to those 
instructions is the most likely next line in the 
script.”, s. Janelle Shane, When a Chatbot Runs 

verbreiteten Sprachmodelle einprogram- 
miert ist. Diese LLMs sind zuvorderst auf 
Wohlwollen und Zufriedenheit der End- 
nutzer*innen angewiesen, um sich im Kon- 
kurrenzkampf mehrerer Softwarefirmen 
durchzusetzen. Daher werden Antworten 
bewusst so gestaltet, dass sie den oder die 
Endnutzer*in positiv gestimmt zurücklas- 
sen. Dies führt dazu, dass Sprachmodelle 
dazu neigen, sich allzu leicht von dem oder 
der Nutzer*in zu für letztere*n günstigen 
Ergebnissen überreden zu lassen.36 All 
dies lässt LLMs zwar beispielsweise eine 
Anhörung im Verwaltungsverfahren über- 
zeugend simulieren, jedoch bleibt fraglich, 
wie nützlich die erwartbaren Ergebnisse 
für Verwaltung und Bürger*in sind. Lässt 
sich der LLM allzu leicht von der Rechtsan- 
sicht des oder der Bürger*in überzeugen, 
mag dies zwar den oder die Bürger*in zu- 
nächst zufrieden stimmen – jedoch nur für 
kurze Dauer, wenn die Entscheidung letzt- 
lich doch anders ausfällt, etwa weil das 
von dem oder der Bürger*in erstrebte Er- 
gebnis rechtlich schlicht nicht haltbar ist 
oder widerstreitende Interessen anderer 
Beteiligter unzureichend berücksichtigt 
wurden. Im Ergebnis muss daher bereits 
im Entwicklungsprozess dafür Sorge ge- 
tragen werden, dass im Verwaltungsver- 
fahren genutzte LLMs nicht zuvorderst auf 
Gefälligkeit und Wohlwollen des oder der 
Nutzer*in ausgerichtet sind, sondern auf 
Rechtssicherheit und klare Konformität 
mit den einschlägigen gesetzlichen Grund- 
lagen. 

Hierbei präsentiert sich die nächste Her- 
ausforderung: insbesondere Sprachmodel- 
le sind oft zu komplex, um ihren Output 

Your Store, AI Weirdness vom 19. Dezember 2025, 
abrufbar unter: https://www.aiweirdness.com/ 
when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weird 
ness-newsletter (zuletzt besucht am 9. Februar 
2026). 

36 S. ibid. mit unterhaltsamen Beispielen. 

https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/when-a-chatbot-runs-your-store/?ref=ai-weirdness-newsletter
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abschließend erklären zu können, was 
es auch erheblich erschwert, gezielt Ein- 
fluss auf ihre Ergebnisse zu nehmen. So 
sind die wahren Auswirkungen einzelner 
Interaktionen auf die künftigen Verhal- 
tensweisen von Chatbots häufig gering bis 
nicht existent, da sie nicht auf vergangene 
Chatprotokolle mit demselben Gegenüber 
zurückgreifen. Dies zeigt sich darin, dass 
sie in experimentellen Unterhaltungen et- 
wa dazu manipuliert werden konnten, sich 
für fiktives vergangenes Fehlverhalten zu 
entschuldigen.37 Während es sich dabei 
noch um ein unterhaltsames Anschau- 
ungsbeispiel für aktuelle technologische 
Unzulänglichkeiten handeln mag, deuten 
diese Muster jedoch auf ein strukturelles 
Problem hin: LLMs mögen nach außen sehr 
erfolgreich den Anschein menschlichen 
Verhaltens erwecken,38 bleiben jedoch im 
Kern Simulationskünstler. Ihre schillern- 
den Fassaden menschlichen Kommunika- 
tionsvermögens sind umso gefährlicher, 
da sie über die tatsächlichen Vorgänge im 
Innern hinwegtäuschen. Es bleibt daher 
fraglich, ob beispielsweise die im Rahmen 
einer Anhörung gewonnenen Informatio- 
nen und Rechtsansichten auch tatsächlich 
im weiteren Verlauf der Entscheidungs- 
findung berücksichtigt werden, oder ob 
eine algorithmisch generierte Begründung 
die tatsächlich entscheidungserheblichen 
Gründe darstellt oder nur den höchsten 
statistischen Wert auf ihre Wortabfolge 

37 Janelle Shane, ChatGPT Will Apologize for Any- 
thing, AI Weirdness vom 8. August 2025, abrufbar 
unter: https://www.aiweirdness.com/chatgpt-w 
ill-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-n 
ewsletter (zuletzt besucht am 11. Februar 2026). 

38 In einem von Anthropic durchgeführten Experi- 
ment stellte sich ein zum Management eines Ge- 
schäfts berufener Chatbot gar als physisch anwe- 
sender Mitarbeiter dar und gab Anweisungen, wo 
und wann er anzutreffen und wie man ihn erken- 
nen könne; s. Shane (Fn. 35). 

lieferte.39 Hierbei ist auch die als Univer- 
sallösung für Transparenzdefizite ange- 
priesene “explainable AI” („erklärbare KI“ 
– selbstlernende Algorithmen, die in der 
Lage sind, ihre Arbeitsprozesse visuell 
oder sprachlich aufzubereiten und dem 
oder der Nutzer*in zu präsentieren) keine 
Hilfe. Insbesondere liefern diese Ansätze 
zumeist die falsche Art von Erklärung: im 
Verwaltungsrecht bedarf es nicht einer 
kausalen, generellen Erklärung der Daten- 
verarbeitung, sondern einer juristischen, 
individuellen Begründung.40 Sie muss sich 
auf die Rechts- und Tatsachenlage stützen 
und diese aufgreifen können, was ein ge- 
wisses konzeptionelles Verständnis von 
abstrakten Begriffen und Urteilsvermögen 
über Lebenssachverhalte erfordert. Der- 
artige Begründungsansätze sind derzeit 
auch unter dem Ansatz der erklärbaren KI 
schwierig zu realisieren.41 Insbesondere 
bedarf es hier intensiverer Zusammenar- 
beit von Entwickler*innen und Verwal- 
tungsjurist*innen, um Bedürfnisse, Mög- 
lichkeiten und Grenzen wechselseitig aus- 
zuloten und praxisgerechte Lösungen zu 
finden. 

In der Gesamtschau ist die Erfüllung 
der sachlichen Funktionen von Anhö- 
rungs- und Begründungspflichten im Ver- 
waltungsverfahren durch algorithmische 
Sprachmodelle bereits zweifelhaft, aber 

39 Unabdingliche Voraussetzung für den Einsatz 
von LLMs in vollautomatisierten Verwaltungsver- 
fahren ist daher eine klare Aufgaben- und Kompe- 
tenzverteilung unter mehreren spezialisierten Al- 
gorithmen: während ein LLM eine Entscheidung 
vor- und nachbereiten kann, muss die tatsächli- 
che Entscheidungsfindung stets einem designier- 
ten Entscheidungsalgorithmus zugewiesen wer- 
den, der hierfür gesondert entwickelt und mit 
entsprechenden Transparenzmechanismen aus- 
gestattet ist. 

40 So auch Roth-Isigkeit (Fn. 29), S. 1024. 
41 Einen alternativen Begründungsmaßstab schlägt 

Roth-Isigkeit vor, ibid., S. 1025 f. 

https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
https://www.aiweirdness.com/chatgpt-will-apologize-for-anything/?ref=ai-weirdness-newsletter
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technologisch wohl künftig realisierbar. 
Dogmatisch problematischer bleibt hinge- 
gen die Frage, ob ein mittels LLMs vollau- 
tomatisiertes Verwaltungsverfahren auch 
mit den Vorgaben der Menschenwürde ver- 
einbar wäre. 

2. Erfüllung der Menschenwürde-Ebene 

Wie oben herausgearbeitet, lässt sich die 
Menschenwürdegarantie im Verwaltungs- 
verfahren vor allem auf ein Bedürfnis nach 
Selbstbestimmung und Einflussnahme auf 
das eigene Schicksal, aber auch nach Rezi- 
prozität, gegenseitigem Respekt und Em- 
pathie konkretisieren. Sie ist dabei jedoch 
nicht in ihrem abwägungsresistenten Kern 
betroffen: Erwägungen der Effizienz, Eil- 
bedürftigkeit oder Eingriffsintensität kön- 
nen sie im Einzelfall überwiegen. Wie im 
vorherigen Abschnitt erörtert, lassen LLM- 
gestützte Verwaltungsverfahren durchaus 
zumindest den Anschein von Selbstbestim- 
mung und Einflussnahme bei dem oder der 
Bürger*in entstehen. Ein Vorgaukeln kann 
hier aber nicht ausreichend sein. Vielmehr 
muss gewährleistet sein, dass die etwa 
im Rahmen einer automatisierten Anhö- 
rung gemachten Angaben tatsächlich in 
die endgültige Entscheidung einfließen – 
wenn sie sie auch im Einzelfall nicht un- 
bedingt zugunsten des oder der Bürger*in 
zu kippen vermögen. In Hinblick auf den 
Aspekt der Gegenseitigkeit lässt sich hin- 
gegen mit gutem Grund bezweifeln, ob ein 
LLM-gestützter Chatbot diese Bedürfnisse 
erfüllen kann. Zwar können sprachver- 
arbeitende Systeme gegebenenfalls eine 
überzeugende Simulation einer ebenbürti- 
gen Argumentation auf Augenhöhe sowie 
eines empathischen Verständnisses für 
die Situation des oder der Bürger*in dar- 
bieten – wiederum vermag jedoch diese 
Simulation eine tatsächliche menschliche 
Auseinandersetzung nicht zu ersetzen. Je 
nach Konfiguration des LLM kann es sich 

sehr schnell oder aber gar nicht von einer 
rechtlichen Argumentation des menschli- 
chen Gegenübers „überzeugen“42 lassen. 
Eine tatsächliche Auseinandersetzung auf 
Augenhöhe findet dabei nicht statt, da 
die Parteien bereits im Ansatz von grund- 
verschiedenen Positionen starten. Da das 
LLM in seiner Reaktion fremdbestimmt, 
namentlich von seiner Programmierung 
abhängig ist, während das menschliche 
Gegenüber aus seiner eigenen Moral- und 
Wertüberzeugung argumentiert, mangelt 
es bereits im Ausgangspunkt an Ebenbür- 
tigkeit. Auch Empathie kann von einem 
LLM zwar mustergültig vorgespielt wer- 
den,43 liegt aber mangels eigener mensch- 
licher Lebenserfahrung und geteiltem Er- 
leben von Menschlichkeit nicht vor und 
kann auch nie vorliegen. 

42 Die Formulierung ist mit Vorsicht zu genießen 
– wiederum muss bedacht werden, dass LLMs 
wie alle Algorithmen keine Wert- und Moralvor- 
stellungen oder überhaupt konzeptionelles Ver- 
ständnis von abstrakten Begriffen haben und da- 
mit auch keine Überzeugungen, Erfahrungs- oder 
Glaubenssätze. Selbst ihr logisches Verständnis 
ist vollkommen abhängig von ihrer Programmie- 
rung. Ihre generierten Texte stützen sich allein 
auf statistische Berechnungen von Wortabfolgen 
– je nach Prompt und Programmierung können 
sie daher Antworten generieren, die Zustimmung 
und Anerkennung für die Argumente des Ge- 
genübers ausdrücken, oder in einem simulierten 
Streitgespräch dagegenhalten. 

43 Man denke etwa an den Erfolg von Mental-Health- 
Bots, s. etwa Stefanie Kara, Kann eine Maschine 
Depressionen heilen?, Die ZEIT vom 7. Juli 2025, 
abrufbar unter: https://www.zeit.de/2025/28/ps 
ychotherapie-ki-depression-nett-forschung (zu- 
letzt besucht am 13. Februar 2026); Kim Tingley, 
Kids Are in Crisis. Could Chatbot Therapy Help?, 
New York Times vom 20. Juni 2025, abrufbar un- 
ter: https://www.nytimes.com/2025/06/20/mag 
azine/ai-chatbot-therapy.html (zuletzt besucht 
am 13. Februar 2026); kritisch Ellen Barry, Hu- 
man Therapists Prepare for Battle Against A.I. Pre- 
tenders, New York Times vom 24. Februar 2025, 
abrufbar unter: https://www.nytimes.com/202 
5/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html (zu- 
letzt besucht am 13. Februar 2026). 

https://www.zeit.de/2025/28/psychotherapie-ki-depression-nett-forschung
https://www.zeit.de/2025/28/psychotherapie-ki-depression-nett-forschung
https://www.nytimes.com/2025/06/20/magazine/ai-chatbot-therapy.html
https://www.nytimes.com/2025/06/20/magazine/ai-chatbot-therapy.html
https://www.nytimes.com/2025/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html
https://www.nytimes.com/2025/02/24/health/ai-therapists-chatbots.html
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Nun bleibt fraglich, welche Schlüsse hier- 
aus für die mögliche Praxis einer Verwal- 
tungsverfahrensautomatisierung mittels 
LLMs zu ziehen sind. Dabei sind zwei Ebe- 
nen zu unterscheiden: die individuelle und 
die systematische Ebene. Auf individueller 
Ebene geht es um die Situation im Einzel- 
fall, in der sich ein oder eine Bürger*in in 
einem automatisierten Verwaltungsver- 
fahren befindet. Da die Menschenwürde 
im Verwaltungsverfahren nicht in ihrem 
abwägungsresistenten Kern betroffen ist, 
kommt eine Neukalibrierung der Abwä- 
gung verschiedener Belange und Interes- 
sen durchaus in Betracht. Wie oben bereits 
ausgeführt, sind die bisher gesetzlich ver- 
ankerten Ausnahmen von Anhörungs- und 
Begründungspflichten unzureichend, um 
die Komplexität der Verfahrensautomati- 
sierung mit LLMs abzubilden. Insbesonde- 
re durch die von der Automatisierung ver- 
sprochene erhebliche Effizienzsteigerung 
verschiebt sich möglicherweise die bisher 
gültige Abwägung zwischen Effizienz und 
Partizipation, sodass die unterschiedli- 
chen Interessen und Belange neu gewertet 
und ausbalanciert werden müssen. Mög- 
lich erscheint hier vor allem eine stärkere 
Berücksichtigung der Eigeninteressen und 
Vorlieben der Bürger*innen etwa durch ein 
Wahlrecht zwischen menschlicher und al- 
gorithmischer Bearbeitung ihrer Anliegen. 
Freilich wird es Fallkonstellationen ge- 
ben, in denen es dem oder der Bürger*in 
weniger auf eine argumentative Auseinan- 
dersetzung auf Augenhöhe und mehr auf 
eine schnelle, rechtssichere Entscheidung 
ankommt. Nicht zuletzt ist auch das Recht 
auf ein zügiges Verfahren Ausfluss des 
Rechtsstaatsprinzips, welches ebenfalls 
auf der Menschenwürde gründet.44 In dem 
dadurch eröffneten Widerstreit zwischen 

44 Vgl. Jafari-Kammann (Fn. 10), S. 93. Zum grund- 
sätzlichen Spannungsverhältnis zwischen Effizi- 
enz und Rechtsschutz im Verwaltungsverfahren 
siehe auch Johannes Eichenhofer, Der vollau- 

zwei durch die Menschenwürde determi- 
nierten Belangen – Verfahrensbeschleuni- 
gung vs. reziproke Kommunikation – er- 
scheint es einleuchtend, die Auflösung des 
Konflikts dem jeweils betroffenen Men- 
schen selbst zu überlassen. Entscheidend 
wird dabei sein, dass die Bürger*innen hin- 
reichend über Vorteile und Risiken eines 
vollautomatisierten Verfahrens aufgeklärt 
sind, um eine informierte Entscheidung 
treffen zu können. Durch ein solches Wahl- 
recht kann die Menschenwürdegarantie 
im Verwaltungsverfahren in Bezug auf das 
jeweils betroffene Individuum gewahrt 
werden.45 

Weitet man jedoch den Blick auf eine syste- 
matische Betrachtung, werden Herausfor- 
derungen jenseits der individuellen Dispo- 
sition eigener Interessen bzw. der selbst- 
bestimmten Abwägung zwischen eigenen 
Belangen sichtbar. Es mag manchem Men- 
schen verlockend erscheinen, die Verwal- 
tung vollständig zu automatisieren, um 
Entscheidungen auf Knopfdruck herbei- 
führen zu können und damit die Effizienz 
der Verwaltung aufs Äußerste zu steigern. 
Dabei muss jedoch in Erinnerung gerufen 
werden, dass die Verwaltung nicht zuvor- 
derst der Effizienz, sondern dem Gemein- 
wohl verpflichtet ist. Obwohl freilich der 
Ressourcenschonung und dem möglichst 
effektiven Einsatz öffentlicher Mittel eine 
hohe Bedeutung zukommt, darf diesem 
Prinzip letztlich nicht das Gemeinwohl 
geopfert werden.46 Verfahrensschritte wie 
Anhörungen und Begründungen erfordern 

tomatisierte Verwaltungsakt zwischen Effizienz- 
und Rechtsschutzgebot, in: DÖV 2023, S. 93–100. 

45 Die Verfasserin dankt an dieser Stelle dem oder 
der Reviewer*in für die Herausstreichung dieses 
Aspekts. 

46 So auch Mario Martini, Digitalisierung der 
Verwaltung, in: Wolfgang Kahl/Markus Lud- 
wigs (Hrsg.), Handbuch des Verwaltungsrechts, 
Band 1, 2021, S. 1105–1150 (1110 f.). 
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zwar Zeit und Aufwand von Verwaltungs- 
mitarbeiter*innen, dienen aber einem in 
einer demokratischen Gesellschaft unab- 
dingbaren Zweck: der Selbstbestimmung 
und Autonomie der Bürger*innen sowie 
ihrer Partizipation an gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen. Dieser systema- 
tische Aspekt kollektiver Kommunikation 
und Partizipation droht durch Automa- 
tisierung zu verkümmern, indem jede*r 
Bürger*in in einer digitalen Echokammer 
gefangen bleibt, anstatt mit Ebenbürtigen 
über verschiedene Wertvorstellungen im 
Sinne eines demokratischen Austauschs 
zu verhandeln. Hierbei ist vor allem rele- 
vant, dass LLMs kein konzeptionelles Ver- 
ständnis von „Gemeinwohl“ und anderen 
abstrakten Grundkonzepten demokrati- 
schen Zusammenlebens haben. Allenfalls 
kann ihnen eine mathematische Berech- 
nungsformel einprogrammiert werden, 
mit dem sie im utilitaristischen Stil eine 
Maximierung mathematischer Annähe- 
rungswerte an das abstrakte Konzept von 
Gemeinwohl anstreben können.47 Dabei 
muss jedoch auch bedacht werden, wer 
diese Programmierung vornähme: man- 
gels eigener Kapazitäten und Kompeten- 
zen dürfte diese Aufgabe in aller Regel von 
privaten Firmen übernommen werden, die 
von Verwaltungsbehörden mit der Ent- 
wicklung entsprechender Softwarepro- 
gramme beauftragt werden. Hierdurch 
wird die ständige Aushandlung gesell- 
schaftlicher Werte und Prioritäten durch 
eine kleine Gruppe von Programmierer*in- 
nen ersetzt und damit dem gesamtgesell- 
schaftlichen Kollektiv entzogen.48 Indem 
so die Interessen und Werte der Gemein- 

47 S. hierzu David Lehr/Paul Ohm, Playing with the 
Data: What Legal Scholars Should Learn About 
Machine Learning, in: University of California 
Davis Law Review 51 (2017), S. 653–717. 

48 Detailliert hierzu Charlotte Langer, Deci- 
sion-making Power and Responsibility in an 
Automated Administration, in: Discover Artificial 
Intelligence 4 (2024). 

schaft aus dem System herausgehalten 
werden, könnte die Schwelle zur Objekti- 
fizierung erreicht sein. In systematischer 
Hinsicht erscheint die Automatisierung 
von Verwaltungsverfahren damit durch- 
aus problematisch. Zwar mag das systema- 
tische Argument im Einzelfall absurd an- 
muten, wenn man alltäglichen, rechtlich 
unkomplizierten Verwaltungsvorgängen 
demokratische Grundbedeutung anhaf- 
ten möchte – jedoch summieren sich all 
die kleinen, alltäglichen Vorgänge letzt- 
lich zu einem System auf, welches durch 
die Summe kleiner Entscheidungen eine 
Gesamtprägung durch die Werte aller in- 
dividuellen Beteiligten erhält. Hier findet 
sich auch das rechtsphilosophisch begrün- 
dete Prinzip der Gegenseitigkeit wieder: 
indem alle Bürger*innen als gleichberech- 
tigte Subjekte an der Aushandlung und 
Weiterentwicklung des Rechtssystems 
teilnehmen können, ist das resultieren- 
de System Ausdruck ihrer Autonomie und 
Selbstbestimmung. Ob und wie eine tech- 
nische Lösung gefunden werden kann, um 
eine ebenbürtige Beteiligung an systema- 
tischen, wertegebundenen Aushandlungs- 
prozessen zu ermöglichen, ist derzeit of- 
fen. Ebendiese dürfte aber Voraussetzung 
eines menschenwürdigen, vollautomati- 
sierten Verwaltungsverfahrens sein. 

V. Fazit 

In der Gesamtschau zeigt sich, dass der 
Automatisierung der Verwaltung klare 
Grenzen zu setzen sind. Zwar sind die 
Effizienzgewinne, die durch Verfahrensau- 
tomatisierung locken, nicht von der Hand 
zu weisen, zumal diese angesichts der 
weitreichenden Kasuistik der höchsten 
Gerichte zur Verfahrensdauer ebenfalls ei- 
ne grundrechtliche Dimension aufweisen. 
Zu beachten bleibt dabei aber, dass LLMs 
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eine empathische Kommunikation auf Au- 
genhöhe nur vorspiegeln können, mangels 
eigenen menschlichen Erlebens aber nicht 
aus wahrer Reziprozität heraus mit ihrem 
menschlichen Gegenüber kommunizieren 
können. Des Weiteren fehlt ihnen ein kon- 
zeptionelles Verständnis von abstrakten 
Begrifflichkeiten: sie können lediglich aus 
verschiedenen, zufällig gewählten Quel- 
len eine Abfolge von Worten generieren, 
die einer Interpretation eines abstrakten 
Konzepts entspricht. Eine mehrheitliche 
Tragfähigkeit dieser Interpretation ist da- 
bei nicht gewährleistet. 

Auf individueller Ebene erscheint es denk- 
bar, dass dem jeweils betroffenen Indivi- 
duum ein Wahlrecht überlassen wird: er 
oder sie kann für sich abwägen, ob im kon- 
kreten Einzelfall das Interesse an schnel- 
ler Bearbeitung oder an Empathie und 
ebenbürtiger Kommunikation mit einem 
Menschen überwiegt. Auf systematischer 
Ebene stellt eine weitgehende Verfahrens- 
automatisierung die Verwaltung jedoch 
vor größere Herausforderungen, da ins- 
besondere gesellschaftliche Wertvorstel- 
lungen und Aushandlungsprozesse abge- 
schnitten werden können. Hier gebietet 
die Menschenwürde eine breit aufgestellte 
Beteiligung an der Kodierung kollektiver 
Werte in automatisierten Systemen, um 
der Autonomie und Selbstbestimmung der 
Bürger*innen Rechnung zu tragen. 

Vita 
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